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Wuppertal: Massenschlägerei zwischen zwei Gruppen 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Am Donnerstagnachmittag, den 14. Mai 2026, kam es an der Uellendahler Straße in Wuppertal 
zu einer massiven Auseinandersetzung zwischen zwei größeren Personengruppen, die nach 
Angaben der Polizei offenbar miteinander verfeindet waren. Die Schlägerei begann in einem 
Wohnhaus und verlagerte sich auf die Straße, wo die Situation weiter eskalierte. Zahlreiche 
Zeugen alarmierten daraufhin die Polizei. Als die Einsatzkräfte eintrafen, hatten sich Teile der 
Beteiligten bereits entfernt oder waren geflüchtet. Vor Ort traf die Polizei schließlich noch 14 
Personen an. Laut eines Sprechers der Polizei Wuppertal konnte zunächst nicht eindeutig 
geklärt werden, ob die Konfliktparteien derselben Familie angehörten oder wie genau die 
Gruppen miteinander verbunden waren. Nach Informationen der BILD-Zeitung soll keiner der 
Beteiligten die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen.1 
 
Während der gewaltsamen Auseinandersetzung gingen die Beteiligten äußerst aggressiv vor. 
Sie besprühten sich mit Pfefferspray und setzten zudem eine Metallstange als Schlagwerk-
zeug ein. Außerdem wurde mindestens ein Messer mitgeführt, das nach Angaben der Polizei 
jedoch lediglich zur Einschüchterung bzw. Bedrohung gezeigt und nicht tatsächlich eingesetzt 
wurde. Dennoch entwickelte sich die Situation zu einer heftigen Massenschlägerei, bei der 
mehrere Menschen verletzt wurden. Während der gewalttätigen Eskalation befanden sich 
auch Kinder und sogar ein Baby in unmittelbarer Nähe. Der Säugling wurde im Zusammen-
hang der Auseinandersetzung ebenfalls verletzt. Nach der Schlägerei kam er mit einer Person 
in Kontakt, die aktiv an den Kämpfen beteiligt gewesen war und Rückstände von Pfefferspray 
an den Händen oder am Körper hatte. Dadurch gelangte das Reizmittel an die Hand und in 
den Mund des Kindes. Weil Pfefferspray starke Schmerzen und Brennen verursacht, musste 
es medizinisch versorgt werden.2 
 
Insgesamt gab es sieben leicht Verletzte. Neben dem Säugling erlitten sechs Personen ver-
schiedene Verletzungen, darunter Kratzer, Kopfplatzwunden sowie Reizungen und brennende 
Augen infolge des eingesetzten Pfeffersprays. Die Hintergründe der Auseinandersetzung wa-
ren zum Zeitpunkt der Berichterstattung noch ungeklärt. Die mutmaßlichen Haupttäter waren 

 
1 Vgl. https://www.bild.de/regional/nordrhein-westfalen/pfefferspray-stange-und-messer-baby-bei-mas-
senschlaegerei-verletzt-6a05e6b637f06e5c80b2fd62. 
2 Ebenda. 
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bereits verschwunden, bevor die Polizei den Einsatzort erreichte. Gegen die beteiligten Per-
sonen wurde ein Ermittlungsverfahren eingeleitet.3 
 
 
Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 8132 mit Schreiben vom 1. Juli 2026 namens 
der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern beantwortet. 
 
 
1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Er-

mittlungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftat-
bestände aufschlüsseln.) 

 
Der Leitende Oberstaatsanwalt in Wuppertal hat mir unter dem 16.06.2026 unter anderem 
berichtet, nach den derzeit vorliegenden Erkenntnissen sei es am Nachmittag des 14.05.2026 
zunächst zu einer verbalen Auseinandersetzung zwischen Angehörigen zweier Familien ge-
kommen. Diese habe sich in das Treppenhaus eines Mehrfamilienhauses in der Uellendahler 
Straße und anschließend auf die Straße verlagert. Es habe sich sodann eine körperliche Aus-
einandersetzung unter Beteiligung weiterer Familienangehöriger entwickelt, im Rahmen derer 
eine Eisenstange, ein Schlagstock sowie ein Pfefferspray eingesetzt worden seien. Mehrere 
Beteiligte hätten Verletzungen in Form von Platzwunden, Schwellungen, Reizungen und Rö-
tungen erlitten. Durch Rückstände von Pfefferspray an den Händen eines Familienangehöri-
gen seien Teile des Pfeffersprays zudem in das Gesicht eines Säuglings gelangt. 
 
Die konkreten Tatbeteiligungen seien Gegenstand der wegen gefährlicher Körperverletzung, 
Beleidigung und Bedrohung andauernden Ermittlungen gegen drei Erwachsene und drei Ju-
gendliche sowie eine strafunmündige Person. 
 
 
2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen jeweils bekannt? 
 
Polizeiliche Erkenntnisse im Sinne dieser Antwort fußen grundsätzlich auf Verdachtsmomen-
ten, die Grundlage für eine polizeiliche Strafanzeige oder die Gegenstand von kriminalpolizei-
lichen Ermittlungen geworden sind. Solche Erkenntnisse ermöglichen regelmäßig keinen 
Rückschluss auf die Richtigkeit des in Rede stehenden Vorwurfs und auf das Ergebnis der 
abschließenden justiziellen Prüfung durch Staatsanwaltschaften und Gerichte. Bis zu einer 
rechtskräftigen Verurteilung gilt die Unschuldsvermutung. 
 
Ein Beschuldigter ist wegen des Verdachts der Begehung folgender Straftaten polizeilich in 
Erscheinung getreten: 
 

• in einem Fall wegen Diebstahls 

• in zwei Fällen wegen Verstoßes gegen das Gewaltschutzgesetz 

• in sechs Fällen wegen vorsätzlicher einfacher Körperverletzung 

• in drei Fällen wegen Beleidigung 

• in drei Fällen wegen gefährlicher Körperverletzung 

• in einem Fall wegen Nötigung 
 
Ein weiterer Beschuldigter ist wegen des Verdachts der Begehung folgender Straftaten poli-
zeilich in Erscheinung getreten: 
 

• in einem Fall wegen Diebstahls 

 
3 Ebenda. 
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• in einem Fall wegen sexueller Belästigung 

• in einem Fall wegen besonders schweren Falls des Diebstahls 

• in drei Fällen wegen Erschleichens von Leistungen 

• in zwei Fällen wegen Sachbeschädigung 

• in sechs Fällen wegen Betrugs 

• in zwei Fällen wegen vorsätzlicher einfacher Körperverletzung 

• in einem Fall wegen gefährlicher Körperverletzung 

• in einem Fall wegen Bedrohung 

• in einem Fall wegen Nötigung 
 
Ein weiterer Beschuldigter ist wegen des Verdachts der Begehung folgender Straftaten poli-
zeilich in Erscheinung getreten: 
 

• in drei Fällen wegen Beleidigung 

• in zwei Fällen wegen Sachbeschädigung 

• in vier Fällen wegen vorsätzlicher einfacher Körperverletzung 

• in zwei Fällen wegen Bedrohung 

• in einem Fall wegen Nötigung 

• in einem Fall wegen gefährlicher Körperverletzung 

• in einem Fall wegen Diebstahls 
 
Hinsichtlich des strafunmündigen und der jugendlichen Tatverdächtigen wird von der Mittei-
lung etwaiger Erkenntnisse unter Abwägung des parlamentarischen Informationsinteresses 
mit den allgemeinen Persönlichkeitsrechten sowie mit Blick auf die Unschuldsvermutung und 
die gesetzliche Wertung des § 48 Abs. 1 Jugendgerichtsgesetz (JGG) abgesehen. Wegen der 
zeitlichen und örtlichen Eingrenzung der Tat und weiterer, auch presseöffentlicher Angaben 
zu dem Verfahren würde die Gefahr der Identifizierbarkeit durch weitere Angaben im Sinne 
der Fragestellung erheblich erhöht. Dem parlamentarischen Informationsinteresse, das nicht 
der konkreten Strafverfolgung einzelner Personen gilt, sondern der Regierungskontrolle und 
Gesetzgebung dient, wird durch die weiteren Angaben zum Sachstand entsprochen. 
 
 
3. Welche Vorstrafen haben die Tatverdächtigen jeweils? (Bitte chronologisch auf-

listen.) 
 
Nach dem in der Antwort auf Frage 1 genannten Bericht ist hinsichtlich der Vorstrafen der 
erwachsenen Tatverdächtigen derzeit Folgendes bekannt: 
 
Der Bundeszentralregisterauszug eines Beschuldigten weist zwei Verurteilungen wegen Kör-
perverletzung auf. Zuletzt wurde er im Januar 2025 zu einer Freiheitsstrafe von vier Monaten 
verurteilt, deren Vollstreckung zur Bewährung ausgesetzt wurde. 
 
Der Bundeszentralregisterauszug eines weiteren Beschuldigten weist fünf Verurteilungen auf. 
Die Verurteilungen zu Geldstrafen erfolgten im Zeitraum von 2023 bis August 2024 wegen 
Betruges und Erschleichens von Leistungen. 
 
Ein weiterer Beschuldigter hat eine Vorstrafe. Im Dezember 2024 wurde er wegen Bedrohung 
zu einer Geldstrafe verurteilt. 
 
Ein jugendlicher Beschuldigter ist nicht vorbestraft. Zu etwaigen Vorstrafen der übrigen jugend-
lichen Beschuldigten liegen noch keine Erkenntnisse vor. 
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4. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die Tatverdächtigen? 
(Bitte Vornamen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 

 
Ausweislich des in der Antwort auf Frage 1 genannten Berichts sind sechs der Beschuldigten 
syrische Staatsangehörige, der weitere Beschuldigte ist staatenlos. 
 
 
5. Wegen welcher Delikte beziehungsweise Straftaten war das Wohnhaus in der 

Uellendahler Straße in Wuppertal, in dem die Auseinandersetzung begann, seit 
2015 im Einzelnen schon einmal Gegenstand polizeilicher respektive staatsan-
waltschaftlicher Ermittlungen? (Bitte einzeln auflisten.) 

 
Datenquelle für die Beantwortung von Fragen zur Kriminalitätsentwicklung ist die Polizeiliche 
Kriminalstatistik (PKS). Sie wird nach bundeseinheitlich festgelegten Richtlinien erstellt. Die 
Erfassung erfolgt nach Abschluss aller kriminalpolizeilichen Ermittlungen mit Abgabe an die 
Staatsanwaltschaft (sogenannte Ausgangsstatistik) und führt zu einem zeitlichen Versatz zwi-
schen Bekanntwerden der Straftat und der statistischen Erfassung. Die PKS ist eine Jahres-
statistik, die zu Jahresbeginn eines Folgejahres für das Vorjahr veröffentlicht wird. Bis ins erste 
Quartal des Folgejahres hinein führt das Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen umfangrei-
che und aufwändige Prüfroutinen im Rahmen eines Qualitätssicherungsprozesses durch. In-
sofern liegen diese qualitätsgesicherten Daten zu Straftaten in der PKS für das laufende Jahr 
2026 nicht vor. 
 
Für das laufende Jahr 2026 können Daten zur Kriminalitätslage bei polizeilich bekannt gewor-
denen Straftaten jedoch auf Grundlage einer Auswertung des Vorgangsbearbeitungssystems 
„Verfahren zur integrierten Vorgangsbearbeitung und Auskunft (ViVA)“ der Polizei Nordrhein-
Westfalen ausgewertet und dargestellt werden. Dabei handelt es sich allerdings um Daten, die 
eine Momentaufnahme zum Zeitpunkt der Auswertung abbilden (sogenannte Eingangs- und 
Verlaufsstatistik). Im Fortgang der polizeilichen Ermittlungen kann es beispielsweise zu delik-
tischen Neueinordnungen kommen. Die im Rahmen der Abfrage erhobenen Daten sind zu 
einem späteren Zeitpunkt nicht reproduzierbar. Statistische - teilweise erhebliche - Abweichun-
gen ergeben sich zudem, da Straftaten mit Tatort in Nordrhein-Westfalen, die durch andere 
Länder oder Bundesbehörden abschließend bearbeitet werden, nicht im Datenbestand des 
Vorgangsbearbeitungssystems ViVA erfasst werden. Ein Vergleich von Daten aus dem Vor-
gangsbearbeitungssystem ViVA mit den im Folgejahr veröffentlichten Daten der PKS Nord-
rhein-Westfalen kann aufgrund der vorgenannten Umstände erhebliche Abweichungen auf-
weisen, sodass ein solcher Abgleich ausdrücklich keine tragfähige Grundlage für Ableitungen 
zur Kriminalitätsentwicklung oder Ermittlungsarbeit bildet.  
 
Eine Auswertung der Polizeilichen Kriminalstatistik ist lediglich über die Anschrift des in Rede 
stehenden Wohnhauses möglich. Auf Grundlage der Polizeilichen Kriminalstatistik kann dabei 
nicht differenziert werden, ob sich die Straftat innerhalb oder im unmittelbaren Nahbereich des 
Hauses zugetragen hat oder ob die Straftat in direktem Zusammenhang damit steht. Die An-
zahl erfasster Straftaten an der Anschrift des Wohnhauses seit dem Jahr 2015 bitte ich der 
Anlage 1 zu entnehmen. 
 
Die im Vorgangsbearbeitungssystem ViVA erfassten Straftaten an der Anschrift des Wohn-
hauses bitte ich der Anlage 2 zu entnehmen. Auch hierbei ist zu berücksichtigen, dass die 
Fallzahlen keinen Rückschluss darauf zulassen, ob sich die Straftat innerhalb oder im unmit-
telbaren Nahbereich des Hauses zugetragen hat oder ob die Straftat in direktem Zusammen-
hang damit steht. 
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Da der Tatort in der Vorgangsverwaltung der Staatsanwaltschaften nicht als Bezugsobjekt sta-
tistisch erfasst wird, könnte die Frage nach staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen im Zusam-
menhang mit dem hier gegenständlichen Wohnhaus allein im Wege einer händischen Aus-
wertung sämtlicher in Betracht kommenden Ermittlungsverfahren erfolgen. Dies ist innerhalb 
der für die Beantwortung der Kleinen Anfrage vorgesehenen Frist mit vertretbarem Verwal-
tungsaufwand nicht möglich. 
 
 


